
4.. Gesetz vom 26. November 2009, mit dem das
Landarbeiterkammergesetz 1979 geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Das Landarbeiterkammergesetz 1979,
LGBl. Nr. 2, zuletzt in der Fassung des Geset-
zes LGBl. Nr. 38/1995, wird wie folgt geän-
dert:

1. Der Titel des Gesetzes lautet:

„Kärntner Landarbeiterkammergesetz
1979 – K-LAKG“.

2. In § 1 Abs. 2 erster Satz wird das Wort
„Klagenfurt“ durch die Wortfolge „Kla-
genfurt am Wörthersee“ ersetzt.

3. Nach § 1 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a ein-
gefügt:

„(2a) Die Landarbeiterkammer ist selbst-
ständiger Wirtschaftskörper. Sie kann im
Rahmen der Gesetze zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben Vermögen aller Art erwerben, besitzen
und darüber verfügen.“

4. Die §§ 2 bis 4 lauten:

„§ 2
Kammerzugehörigkeit

Mitglieder der Landarbeiterkammer (Kam-
merzugehörige) sind alle Dienstnehmer, die in
Kärnten auf land- und forstwirtschaftlichem
Gebiet beschäftigt sind. Dazu gehören insbe-
sondere:
1. land- und forstwirtschaftliche Arbeiter

und Angestellte im Sinne des § 1 der Kärnt-
ner Landarbeitsordnung 1995 – K-LArbO,

LGBl. Nr. 97, in der jeweils geltenden Fas-
sung;

2. Dienstnehmer in Betrieben der Land- und
Forstwirtschaft im Sinne des § 5 der Kärnt-
ner Landarbeitsordnung 1995 – K-LArbO,
LGBl. Nr. 97, in der jeweils geltenden Fas-
sung;

3. Lehrlinge im Sinne des § 2 der Kärntner
Land- und Forstwirtschaftlichen Berufs-
ausbildungsordnung 1991 – K-LFBAO,
LGBl. Nr. 144, in der jeweils geltenden Fas-
sung;

4. Dienstnehmer der öffentlich-rechtlichen
Körperschaften (Landwirtschaftskammer,
Landarbeiterkammer), der freiwilligen Be-
rufsvereinigung und sonstiger interessen-
vertretender juristischer Personen auf dem
Gebiet der Land- und Forstwirtschaft, es
sei denn, sie werden überwiegend in Betrie-
ben, Anstalten und Fonds beschäftigt, de-
ren Tätigkeit nicht dem land- und forst-
wirtschaftlichen Gebiet zuzurechnen ist;

5. Dienstnehmer in land- und forstwirt-
schaftlichen Versuchs- und Forschungsan-
stalten des Bundes, der Länder, der Ge-
meinden und Gemeindeverbände sowie
sonstiger Körperschaften;

6. Dienstnehmer, die innerhalb eines sonst
dem land- und forstwirtschaftlichen Ge-
biet nicht zuzurechnenden Betriebes über-
wiegend in einem – wenn auch untergeord-
neten – Betriebszweig beschäftigt sind, in
dem eine land- und forstwirtschaftliche
Tätigkeit ausgeübt wird;

7. Personen, die im Anschluss an eine der vor-
stehenden Tätigkeiten nicht länger als 26
Wochen arbeitslos sind, Krankengeld nach
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den Vorschriften über die gesetzliche Kran-
kenversicherung beziehen, Präsenz-, Aus-
bildungs- oder Zivildienst leisten oder sich
in einem Karenzurlaub befinden.

§ 3

Ausnahmen von der Kammerzugehörigkeit

Keine Mitglieder der Landarbeiterkammer
sind:

1. familieneigene Dienstnehmer im Sinne des
§ 2 der Kärntner Landarbeitsordnung 1995
– K-LArbO, LGBl. Nr. 97, in der jeweils
geltenden Fassung, die der Versicherungs-
pflicht in der Pensionsversicherung nach
dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 33/2009, un-
terliegen;

2. Dienstnehmer im Sinne des § 3 der Kärnt-
ner Landarbeitsordnung 1995 – K-LArbO,
LGBl. Nr. 97, in der jeweils geltenden Fas-
sung;

3. leitende Angestellte, die zur selbständigen
Führung eines land- und forstwirtschaftli-
chen Betriebes und zur Vertretung dieses
Betriebes nach außen berechtigt sind.

§ 4

Entscheidung über die
Kammerzugehörigkeit

(1) Über die Zugehörigkeit zur Landarbei-
terkammer entscheidet in Zweifelsfällen von
Amts wegen oder auf Antrag jener Person, die
für sich die Kammerzugehörigkeit behauptet
oder bestreitet, der Vorstand der Landarbei-
terkammer mit schriftlichem Bescheid. Auf
das Verfahren ist das Allgemeine Verwal-
tungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl.
Nr. 51, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 20/2009, anzuwenden.

(2) Gegen Entscheidungen gemäß Abs. 1 ist
die Berufung an die Landesregierung zulässig.
Im Berufungsverfahren hat die Landarbeiter-
kammer Parteistellung.“

5. § 5 entfällt.

6. Die Überschrift von § 6 lautet:

„Aufgaben“

7. In § 6 Abs. 1 lit. o) wird nach der Wortfolge
„Maßnahmen entgegenzuwirken“ das
Schriftzeichen „.“ durch das Schriftzei-
chen „;“ ersetzt.

8. § 6 Abs. 1 wird folgender lit. p) angefügt:

„p) ein Mitteilungsblatt herauszugeben
und an die Kammerzugehörigen zu
versenden.“

9. In § 6 Abs. 2 wird der Klammerausdruck
„(§ 4 Z 1)“ durch den Klammerausdruck
„(§ 3 Z 1)“ ersetzt.

10. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt:

„§ 6a

Eigener und übertragener Wirkungsbereich

(1) Die Aufgaben im eigenen Wirkungsbe-
reich sind in eigener Verantwortung und frei
von Weisungen staatlicher Organe zu besor-
gen. Die Landarbeiterkammer hat das Recht,
im Rahmen der Gesetze Satzungen zu erlas-
sen.

(2) Alle Aufgaben, die nicht ausdrücklich
durch Gesetz zur Besorgung im übertragenen
Wirkungsbereich zugewiesen wurden, sind
solche des eigenen Wirkungsbereichs.

(3) Angelegenheiten der Kammerzugehörig-
keit nach §§ 2 bis 4 sind solche des übertra-
genen Wirkungsbereiches. In diesen ist die
Landarbeiterkammer an die Weisungen der
Landesregierung gebunden.

(4) Die Landarbeiterkammer hat ihre Auf-
gaben im eigenen und übertragenen Wir-
kungsbereich unter Einhaltung der Grund-
sätze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit
zu erfüllen.“

11. In § 7 Abs. 1 wird das Wort „Wirkungs-
kreis“ durch das Wort „Wirkungsbereich“
ersetzt.

12. In § 7 Abs. 3 wird das Wort „Wirkungs-
kreis“ durch das Wort „Wirkungsbereich“
ersetzt.

13. In § 7 Abs. 4 wird das Wort „Zweckmäßig-
keit“ durch das Wort „Sparsamkeit“ er-
setzt.

14. In § 8 Abs. 1 wird das Wort „Wirkungs-
kreises“ durch das Wort „Wirkungsberei-
ches“ ersetzt.

15. In § 9 Abs. 1 wird das Wort „Ersatzmän-
nern“ durch das Wort „Ersatzmitglie-
dern“ ersetzt.

16. In § 9 Abs. 2 wird das Wort „Wirkungs-
kreis“ durch das Wort „Wirkungsbereich“
ersetzt.

Landesgesetzblatt 2010, Stück 3, Nr. 4

14



17. Die Überschrift des 2. Abschnitts lautet:

„2. Abschnitt
Organisation“

18. § 10 lautet:

„§ 10
Organe

(1) Die Organe der Landarbeiterkammer
sind aus dem Kreis der Mitglieder nach demo-
kratischen Grundsätzen zu bilden.

(2) Die Organe der Landarbeiterkammer
sind:
a) die Vollversammlung;
b) der Vorstand;
c) die Ausschüsse;
d) das Präsidium;
e) der Präsident.“

19. In § 12 Abs. 8 werden die Worte „den Er-
satzmann“ durch die Worte „das Ersatz-
mitglied“ und das Wort „Parteiliste“
durch das Wort „Wahlwerberliste“ er-
setzt.

20. In § 17 Abs. 2 wird das Wort „Wirkungs-
kreis“ durch das Wort „Wirkungsbereich“
ersetzt.

21. In § 17 Abs. 3 wird das Wort „Ersatzmän-
ner“ durch das Wort „Ersatzmitglieder“
ersetzt.

22. § 19 Abs. 3 entfällt.

23. In § 20 Abs. 4 entfällt die Wortfolge „in der
Wahlordnung (§ 29)“.

24. In § 21 Abs. 1 wird das Wort „Wirkungs-
kreises“ durch das Wort „Wirkungsberei-
ches“ ersetzt.

25. In § 31 Abs. 2 wird die Wortfolge „eines
Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum und eine
entsprechende fachliche und persönliche
Eignung“ durch die Wortfolge „eines
Staates, dessen Angehörigen Österreich
aufgrund von Verträgen im Rahmen der
Europäischen Union dieselben Rechte für
den Berufszugang zu gewähren hat wie
Inländern“ ersetzt.

Der Präsident des Landtages:
L o b n i g

Der Landesrat:
Dr. K a i s e r

5.. Gesetz vom 26. November 2009, mit dem die
Kärntner Landarbeiterkammerwahlordnung
geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Artikel I

Die Kärntner Landarbeiterkammerwahl-
ordnung – K-LAKWO, LGBl. Nr. 48/2005 wird
wie folgt geändert:
1. § 4 Abs. 1 lit. a lautet:

„a) Kammerzugehörige gemäß § 2 Kärnt-
ner Landarbeiterkammergesetz 1979 –
K-LAKG, LGBl. Nr. 2, in der jeweils
geltenden Fassung, sind und“

2. § 4 Abs. 1 lit. c lautet:
„c) spätestens am Tag der Wahl das 16.

Lebensjahr vollendet haben.“

3. § 5 lautet:

„§ 5
Wählbarkeit

Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die
spätestens am Tag der Wahl das 18. Lebens-
jahr vollendet haben.“

4. § 6 Abs. 6 lautet:

„(6) Hat eine wahlwerbende Gruppe keinen
Anspruch auf Berufung eines Beisitzers, ist sie
berechtigt, höchstens zwei Vertreter als Ver-
trauenspersonen in die Wahlbehörde zu ent-
senden. Die Vertrauenspersonen sind zu den
Sitzungen der Wahlbehörde einzuladen; sie
nehmen an der Verhandlung ohne Stimmrecht
teil.“

5. § 10 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Die Aufgaben gemäß Abs. 2 und 3 sind
solche des übertragenen Wirkungsbereichs;
die Landarbeiterkammer unterliegt dabei den
Weisungen der Landesregierung.“ 

6. In § 11 Abs. 1 werden die Ziffern „21“
durch die Ziffern „31“ ersetzt.

7. In § 15 Abs. 1 werden die Ziffern „28“
durch die Ziffern „38“ ersetzt.

8. In § 17 Abs. 3 bis 8 werden die Ziffern „20“
durch die Ziffern „30“ und die Ziffern „21“
durch die Ziffern „31“ ersetzt.

9. § 18 Abs. 1 lautet:

„(1) Spätestens am 30. Tag vor dem Ende der
Frist gemäß § 3 Abs. 1 hat die Wahlbehörde die
Wahlvorschläge abzuschließen. Enthält ein
Wahlvorschlag mehr als doppelt so viele Wahl-
werber, wie Mitglieder der Vollversammlung
zu wählen sind, sind die überzähligen Wahl-
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werber zu streichen. Die Wahlvorschläge
sind im Mitteilungsblatt der Landarbeiter-
kammer und im Internet zu veröffentlichen.
Aus der Veröffentlichung müssen alle Listen-
nummern sowie der Inhalt der Wahlvor-
schläge (§ 15 Abs. 2) zur Gänze ersichtlich
sein.“ 

10. § 19 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die Versendung kann gemeinsam mit der
Veröffentlichung der Wahlvorschläge im Mit-
teilungsblatt der Landarbeiterkammer erfol-
gen.“

11. In § 21 Abs. 1 wird nach der Wortfolge „zu
übermitteln“ die Wortfolge „oder an die
Wahlbehörde zu übergeben“ und nach der
Wortfolge „im Rücksendekuvert übermit-
telt“ die Wortfolge „oder übergeben“ ein-
gefügt.

12. In § 21 Abs. 2 Satz 1 wird nach der Wort-
folge „Die Übermittlung“ die Wortfolge
„oder Übergabe“ eingefügt.

13. In § 28 Abs. 6 wird nach der Wortfolge
„eine Woche öffentlich anzuschlagen“ die
Wortfolge „und im Internet zur Verfügung
zu stellen“ eingefügt.

14. § 34 Abs. 3 entfällt.

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am 1. Jänner 2010 in
Kraft.

Der Präsident des Landtages:
L o b n i g

Der Landeshauptmann:
D ö r f l e r

6.. Gesetz vom 26. November 2009, mit dem die
Kärntner Landarbeitsordnung 1995 und die
Kärntner Land- und Forstwirtschaftliche Be-
rufsausbildungsordnung 1991 geändert werden

Der Landtag von Kärnten hat in Aus-
führung des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl.
Nr. 287, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 12/2009, und des Land- und
forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsge-
setzes, BGBl. Nr. 298/1990, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 82/2008,
beschlossen:

Artikel I

Die Kärntner Landarbeitsordnung 1995,
K-LArbO, LGBl. Nr. 97, zuletzt geändert

durch das Gesetz LGBl. Nr. 10/2009, wird wie
folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 5 wird die Wortfolge „,Perso-
nengesellschaft des Handelsrechts oder
eingetragene Erwerbsgesellschaft“ durch
die Wortfolge „oder eingetragene Perso-
nengesellschaft“ ersetzt.

2. Im § 27 Abs. 1 letzter Satz entfallen die
Worte „unabhängig und“.

3. Im § 62f Abs. 2 wird die Wortfolge „nach
§ 27 Abs. 1 lit. b des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes (AMFG), BGBl. Nr. 31/1969“
durch die Wortfolge „oder einer Qualifizie-
rungsmaßnahme nach den §§ 37b oder 37c
des Arbeitsmarktservicegesetzes (AMSG),
BGBl. Nr. 313/1994“ ersetzt.

4. Im § 156 Abs. 1 wird in der lit. h der Punkt
durch einen Strichpunkt ersetzt und nach
der lit. h folgende lit. i angefügt:
„i) durch außerordentliche Auflösung

(§ 159a).“

5. Nach § 159 wird folgender § 159a eingefügt:

„§ 159a
Ausbildungsübertritt

(1) Sowohl der Lehrberechtigte als auch der
Lehrling können das Lehrverhältnis zum Ab-
lauf des letzten Tages des zwölften Monats
und bei Lehrberufen mit einer festgelegten
Dauer der Lehrzeit von mindestens drei Jah-
ren überdies zum Ablauf des letzten Tages des
24. Monats der Lehrzeit unter Einhaltung ei-
ner Frist von einem Monat einseitig außeror-
dentlich auflösen. Die Auflösung seitens des
Lehrberechtigten ist ausgeschlossen, wenn sie
nicht aus Gründen erfolgt, die in der Person
des Lehrlings gelegen sind, insbesondere, weil
der Lehrling auf der Einhaltung von Arbeit-
nehmerschutzvorschriften besteht oder die
seinen Fähigkeiten angemessenen Ausbil-
dungsziele einmahnt.

(2) Abs. 1 ist auf Ausbildungsverträge zur
Ausbildung in einer Teilqualifikation gemäß
§ 11b der Kärntner Land- und Forstwirt-
schaftlichen Berufsausbildungsordnung 1991
nicht anzuwenden.

(3) Die außerordentliche Auflösung des
Lehrverhältnisses durch den Lehrberechtig-
ten ist nur dann wirksam, wenn der Lehrbe-
rechtigte die beabsichtigte außerordentliche
Auflösung und die geplante Aufnahme eines
Mediationsverfahrens spätestens am Ende des
neunten oder 21. Lehrmonats dem Lehrling,
der Land- und Forstwirtschaftlichen Lehr-
lings- und Fachausbildungsstelle und gegebe-
nenfalls dem Betriebsrat mitgeteilt hat und
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vor der Erklärung der außerordentlichen Auf-
lösung ein Mediationsverfahren durchgeführt
wurde und gemäß Abs. 6 beendet ist. Die Vor-
aussetzung der Durchführung und Beendi-
gung eines Mediationsverfahrens entfällt,
wenn der Lehrling die Teilnahme am Mediati-
onsverfahren schriftlich ablehnt. Die Ableh-
nung kann vom Lehrling innerhalb einer Frist
von 14 Tagen schriftlich widerrufen werden.
Die Mitteilung hat den Namen des Lehrlings,
seine Adresse, seinen Lehrberuf sowie den Be-
ginn und das Ende der Lehrzeit zu enthalten.
Die Land- und Forstwirtschaftliche Lehr-
lings- und Fachausbildungsstelle hat die
Landarbeiterkammer für Kärnten über diese
Mitteilung zu informieren.

(4) Auf das Mediationsverfahren ist das Zi-
vilrechts-Mediations-Gesetz (ZivMediatG),
BGBl. I Nr. 29/2003, anzuwenden.

(5) Der Lehrberechtigte hat dem Lehrling
eine in der Liste gemäß § 8 ZivMediatG einge-
tragene Person für die Durchführung des Me-
diationsverfahrens vorzuschlagen. Der Lehr-
ling kann die genannte Person unverzüglich
ablehnen. In diesem Fall hat der Lehrberech-
tigte zwei weitere in die Liste gemäß § 8 Ziv-
MediatG eingetragene Personen vorzuschla-
gen, von denen der Lehrling unverzüglich eine
Person auszuwählen hat. Wählt der Lehrling
keine Person aus, ist der Erstvorschlag ange-
nommen. Der Lehrberechtigte hat den Media-
tor spätestens am Ende des zehnten Lehrmo-
nats bzw. am Ende des 22. Lehrmonats zu
beauftragen. In die Mediation sind der Lehr-
berechtigte, der Lehrling, bei dessen Minder-
jährigkeit auch der gesetzliche Vertreter und
auf Verlangen des Lehrlings auch eine Person
seines Vertrauens einzubeziehen. Zweck der
Mediation ist es, die Problemlage für die Be-
teiligten nachvollziehbar darzustellen und zu
erörtern, ob und unter welchen Voraussetzun-
gen eine Fortsetzung des Lehrverhältnisses
möglich ist. Die Kosten des Mediationsverfah-
rens hat der Lehrberechtigte zu tragen.

(6) Das Mediationsverfahren ist beendet,
wenn ein Ergebnis erzielt wurde. Als Ergebnis
gilt die Bereitschaft des Lehrberechtigten zur
Fortsetzung des Lehrverhältnisses oder die Er-
klärung des Lehrlings, nicht weiter auf der
Fortsetzung des Lehrverhältnisses zu bestehen.
Das Mediationsverfahren ist auch beendet,
wenn der Mediator die Mediation für beendet
erklärt. Das Mediationsverfahren endet jeden-
falls mit Beginn des fünften Werktages vor Ab-
lauf des elften oder 23. Lehrmonats, sofern zu-
mindest ein Mediationsgespräch unter Beteili-
gung des Lehrberechtigten oder in dessen Ver-
tretung einer mit der Ausbildung des Lehrlings
beauftragten Person stattgefunden hat.

(7) Im Falle der Auflösung hat der Lehrbe-
rechtigte der Land- und Forstwirtschaftlichen
Lehrlings- und Fachausbildungsstelle die Er-
klärung der außerordentlichen Auflösung des
Lehrverhältnisses unverzüglich mitzuteilen.
Die Land- und Forstwirtschaftliche Lehr-
lings- und Fachausbildungsstelle hat die re-
gionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktser-
vice von der Erklärung der außerordentlichen
Auflösung des Lehrverhältnisses unverzüglich
in Kenntnis zu setzen, um einen reibungslosen
Ausbildungsübertritt zu gewährleisten.

(8) Auf die außerordentliche Auflösung
durch den Lehrberechtigten ist der besondere
Kündigungsschutz nach §§ 43, 44i, 127, 131,
132k und 249 sowie nach dem Arbeitsplatzsi-
cherungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 638, anzuwen-
den. Maßgeblich ist der Zeitpunkt der Er-
klärung der Auflösung. Auf die außerordentli-
che Auflösung durch den Lehrberechtigten ist
§ 36 anzuwenden.“

6. Im § 255 Abs. 2 entfallen die Worte „unab-
hängig und“.

7. Im § 311 Abs. 1 werden folgende Fundstel-
len ersetzt.
a) Z 1: „5/2008“ durch „20/2009“;
b) Z 3: „2/2008“ durch „31/2009“;
c) Z 4: „111/2007“ durch „30/2009“;
d) Z 5: „102/2007“ durch „12/2009“;
e) Z 6: „112/2007“ durch „40/2009“ und
f) Z 7: „5/2008“ durch „20/2009“.

8. Im § 311 Abs. 1 Z 2 wird nach dem Wort
„Behinderteneinstellungsgesetz“ der
Klammerausdruck „(BEinstG)“ eingefügt.

Artikel II

Die Kärntner Land- und Forstwirtschaftli-
che Berufsausbildungsordnung 1991, K-LF-
BAO, LGBl. Nr. 144, zuletzt geändert durch
das Gesetz LGBl. Nr. 10/2009, wird wie folgt
geändert:

1. § 2 Abs. 4 und 5 lauten:
„(4) Ausbildungseinrichtungen sind Ein-

richtungen, denen die Ausbildung von Lehr-
lingen bewilligt wurde oder die vom Arbeits-
marktservice mit der überbetrieblichen Lehr-
ausbildung beauftragt wurden.

(5) Lehrlinge sind Dienstnehmer, die auf-
grund eines Lehrvertrages zur Erlernung eines
im § 3 Abs. 2 angeführten Lehrberufes
a) bei einem Lehrberechtigten fachlich ausge-

bildet und im Rahmen dieser Ausbildung
verwendet werden oder 

b) in einer Ausbildungseinrichtung ausgebil-
det werden.“
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2. In den §§ 7a Abs. 2, 7b Abs. 4, 11f Abs. 2
und 14 Abs. 1 lit. f entfallen die Worte „be-
sondere selbständige“ in ihrer jeweiligen
grammatikalischen Form.

3. Im § 14 wird nach Abs. 11 folgender Abs. 12
angefügt:

„(12) Die der Land- und Forstwirtschaftlichen
Lehrlings- und Fachausbildungsstelle gemäß
Abs. 1 übertragenen Aufgaben sind solche des
übertragenen Wirkungsbereiches der Kammer
für Land- und Forstwirtschaft in Kärnten.“

4. In der Überschrift des § 16a und im § 16a
Abs. 1 entfallen die Worte „besondere
selbständige“ in ihrer jeweiligen gramma-
tikalischen Form.

5. Im § 16a wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a
eingefügt:

„(1a) Eine Bewilligung nach Abs. 1 ist nicht
erforderlich, wenn
a) das Arbeitsmarktservice entsprechend den

Richtlinien des Verwaltungsrates für die
überbetriebliche Lehrausbildung, die den
Bestimmungen des Abs. 2 vergleichbare
Qualitätsstandards enthalten, eine Ausbil-
dungseinrichtung mit der überbetriebli-
chen Lehrausbildung beauftragt, oder 

b) im Auftrag des Arbeitsmarktservice ein-
zelne Personen zusätzlich in einer Ausbil-
dungseinrichtung in einem bestimmten
Lehrberuf ausgebildet werden, auch wenn
dadurch die in der Bewilligung nach Abs. 1
allenfalls festgesetzte oder ursprünglich
nach lit. a vertraglich vereinbarte Anzahl
der Ausbildungsplätze für diesen Lehrbe-
ruf überschritten wird.“

6. Im § 16a Abs. 6 entfallen die Worte „beson-
deren selbständigen“.

7. § 16a Abs. 7 lautet:
„(7) Auf die Ausbildung in Ausbildungsein-

richtungen ist der 7. Abschnitt der Kärntner
Landarbeitsordnung 1995, mit Ausnahme der
§§ 151 Abs. 6 bis 8 und 159a, anzuwenden.“

8. Im § 25a Abs. 1 werden folgende Fundstel-
len ersetzt:

lit. a: „10/2004“ durch „20/2009“;
lit. b: „120/2005“ durch „31/2009“;
lit. c: „87/2005“ durch „55/2007“;
lit. d: „46/2005“ durch „82/2008“;
lit. e: „82/2005“ durch „67/2008“;
lit. f: „79/2003“ durch „82/2008“ und
lit. g: „114/2005“ durch „82/2008“.

9. Im § 25a Abs. 1 lit. f wird nach dem Wort
„Berufsausbildungsgesetz“ die Buchsta-
benabkürzung „- BAG“ eingefügt.

10. Im § 25a Abs. 1 lit. g wird nach dem Wort
„Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz“
die Buchstabenabkürzung „- JASG“ ein-
gefügt.

11. § 25a Abs. 3 entfällt.

Artikel III

(1) Dieses Gesetz tritt an dem der Kundma-
chung folgenden Monatsersten in Kraft.

(2) Artikel II Abs. 2 und 3 des Gesetzes
LGBl. Nr. 57/2006 entfällt.

(3) § 62f Abs. 2 K-LArbO, in der Fassung vor
Art. I Z 3, ist auf zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes (Abs. 1) bereits verein-
barte Kurzarbeit nach § 27 Abs. 1 lit. b des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes (AMFG),
BGBl. Nr. 31/1969, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 82/2008, weiterhin
anzuwenden.

Der Präsident des Landtages:
L o b n i g

Der Landesrat:
Dr. K a i s e r

7.. Gesetz vom  26. November 2009, mit dem das
Kärntner Straßengesetz 1991 geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Artikel I

Das Kärntner Straßengesetz 1991 – K-StrG,
LGBl. Nr. 72, zuletzt geändert durch das Lan-
desgesetz LGBl. Nr. 6/2009, wird wie folgt
geändert:

In der Anlage I (Verzeichnis der Landes-
straßen L) wird nach der L 20 Apriacher
Straße folgende L 20a samt der Umschreibung
ihres Verlaufes eingefügt:

„L 20a Fraganter Straße
Von der Mölltalstraße (B 106) in Flattach bis
zur Talstation Mölltaler Gletscherbahnen
bei km 8,9“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt an dem der Kundma-
chung folgenden Monatsersten in Kraft.

Der Präsident des Landtages:
L o b n i g

Der Landeshauptmann:
D ö r f l e r
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